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A. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Errichtung, Rechtsstellung und Sitz

(1) Die zum 1. Juli 2007 durch formwech-
selnde Umwandlung der Frankfurter
Sparkasse AG errichtete rechtsfähige
Anstalt des öffentlichen Rechts mit dem
Sitz in Frankfurt am Main hat den Na-
men „Frankfurter Sparkasse“ (Sparkas-
se). Sie kann die Kurzbezeichnung
„Fraspa“ und ein Logo mit der Jahres-
zahl „1822“ verwenden. Sie führt ein
Siegel mit der  Bezeichnung „Frankfur-
ter Sparkasse“ und ihrem Logo.

(2) Die Sparkasse kann Zweigstellen errich-
ten. Bis zum Abschluss einer abwei-
chenden Vereinbarung mit den betrof-
fenen anderen Sparkassen darf die
Sparkasse außerhalb der Stadt Frank-
furt am Main gemäß den in der Verein-
barung zwischen dem Sparkassen- und
Giroverband Hessen-Thüringen (Ver-
band) und der Frankfurter Sparkasse
von 1822 vom 15. Dezember 1980

(StAnz. 1988 S. 1944) getroffenen Re-
gelungen Zweigstellen in den Gemein-
den weiter betreiben, in denen die
Frankfurter Sparkasse AG bei Inkrafttre-
ten des Fraspa-Gesetzes vom 14. Mai
2007 (GVBl. I S. 283) Zweigstellen be-
trieben hat.

(3) Die Sparkasse ist eine mündelsichere,
dem gemeinen Nutzen dienende
rechtsfähige Anstalt des öffentlichen
Rechts.

(4) Trägerin der Sparkasse mit alleiniger
Beteiligung an ihrem Stammkapital ist
die Landesbank Hessen-Thüringen - Gi-
rozentrale -. Das Anfangsstammkapital
der Sparkasse beträgt 100000315 Euro.
Es ist eingeteilt in 100000315 Stamm-
kapitalanteile. Änderungen der Höhe
des Stammkapitals und der Trägerantei-
le sind bekanntzumachen.

(5) Die Trägerin unterstützt die Sparkasse
bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit der
Maßgabe, dass ein Anspruch der Spar-
kasse gegen die Trägerin oder eine
sonstige Verpflichtung der Trägerin, der
Sparkasse Mittel zur Verfügung zu stel-
len, nicht besteht.

(6) Die Sparkasse ist berechtigt, mit ihrer
Trägerin Unternehmensverträge im
Sinne des Aktiengesetzes und ver-
gleichbare Verträge zu schließen.

(7) Die Sparkasse haftet für ihre Verbind-
lichkeiten mit ihrem gesamten Vermö-
gen. Die Trägerin der Sparkasse haftet
nicht für deren Verbindlichkeiten.

(8) Die Sparkasse ist Mitglied des Verban-
des.
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§ 2 Aufgaben

(1) Die Sparkasse hat die Aufgabe, als dem
gemeinen Nutzen dienendes Wirt-
schaftsunternehmen ihrer Trägerin
geld- und kreditwirtschaftliche Leistun-
gen zu erbringen, insbesondere Gele-
genheit zur sicheren Anlage von Gel-
dern zu geben.

(2) Die Sparkasse hat das Sparen und die
übrigen Formen der Vermögensbildung
zu fördern und dient der Befriedigung
des örtlichen Kreditbedarfes unter be-
sonderer Berücksichtigung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, des
Mittelstandes, der gewerblichen Wirt-
schaft und der öffentlichen Hand nach
Maßgabe dieser Satzung.

(3) Die Sparkasse arbeitet mit den Ver-
bundunternehmen der S-Finanzgruppe
Hessen-Thüringen zusammen.

(4) Die Geschäfte werden nach wirtschaftli-
chen Grundsätzen geführt; die Erzie-
lung von Gewinn ist nicht Hauptzweck
des Geschäftsbetriebes.

B. Sparkassengeschäfte

I Einlagen, sonstige Verbindlichkeiten,
Haftkapital

§ 3 Spareinlagen und sonstige Einlagen

(1) Die Sparkasse nimmt von jedermann
Spareinlagen in Höhe von mindestens
einem Euro an.

(2) Die Sparkasse kann sonstige Einlagen
annehmen.

§ 4 Girokontenführung

Die Sparkasse führt für natürliche Personen
auf Antrag Girokonten. Eine Verpflichtung zur
Führung eines Girokontos besteht nicht,
wenn:

1. die Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber
Dienstleistungen bei Kreditinstituten
missbraucht hat,

2. das Konto ein Jahr lang umsatzlos geführt
wurde,

3. das Konto kein Guthaben aufweist und der
Kontoinhaber trotz Aufforderung nicht für
Guthaben sorgt,

4. die Kontoinhaberin oder der Kontoinhaber
keinen Wohnsitz im Geschäftsgebiet hat
oder

5. der Sparkasse aus anderen wichtigen
Gründen die Geschäftsbeziehung im Ein-
zelfall nicht zumutbar ist.

§ 5 Kreditaufnahmen

Die Sparkasse kann Kredite bei Kreditinstitu-
ten und Versicherungsunternehmen mit Sitz
in einem Mitgliedsstaat der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD) aufnehmen. Die Kreditaufnahme
soll in der Regel bei der Landesbank Hessen-
Thüringen - Girozentrale - sowie deren Toch-
tergesellschaften (Landesbank) erfolgen.

§ 6 Sparkassenschuldverschreibungen

Die Sparkasse kann Schuldverschreibungen
als Namens-, Order- und Inhaberpapiere aus-
geben. Schuldverschreibungen können in
Zusammenarbeit mit der Landesbank zum
Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse
eingeführt werden.
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§ 7 Nachrangige Verbindlichkeiten, Ge-
nussrechte, stille Einlagen

(1) Die  Sparkasse kann nachrangige Ver-
bindlichkeiten eingehen.

(2) Der Sparkasse ist es nach Maßgabe des
Hessischen Sparkassengesetzes vom
24. Februar 1991 (GVBl. I S. 78), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 29. März
2007 (GVBl. I S. 252), mit Zustimmung
der Trägerversammlung gestattet, Ge-
nussrechte auszugeben. Den Genuss-
rechtsinhabern dürfen keine Mitwir-
kungs- und Kontrollbefugnisse sowie
keine Ansprüche am Liquidationsver-
mögen der Sparkasse eingeräumt wer-
den.

(3) Schuldverschreibungen mit Nachrang-
abrede und Genussscheine können in
Zusammenarbeit mit der Landesbank
zum Handel an der Frankfurter Wertpa-
pierbörse eingeführt werden.

(4) Die Sparkasse kann nach Maßgabe des
Hessischen Sparkassengesetzes mit
Zustimmung der Trägerversammlung
stille Einlagen Privater entgegenneh-
men. Des Weiteren sind stille Einlagen
ohne Mitwirkungsrechte - abgesehen
von der Einschränkung nach Abs. 6 - zu-
lässig.

(5) Unter Beachtung der Zuständigkeiten
nach den §§ 30 und 34 regelt der Vor-
stand das Nähere hinsichtlich der Aus-
gestaltung der nachrangigen Verbind-
lichkeiten der Genussrechte und der
stillen Einlagen, insbesondere deren
Vertragslaufzeit, Verzinsung und Rück-
zahlung.

(6) Geschäfte nach Abs. 1, Abs. 2 Satz 1 und
Abs. 4 sind mit anderen Sparkassen
nicht zulässig.

II. Anlagen

§ 8 Zulässige Geschäfte

(1) Die Mittel der Sparkasse dürfen ange-
legt werden:

1. in Krediten,
2. in Wertpapieren,
3. in Einlagen bei Kreditinstituten und

Geldmarkttiteln,
4. in Grundstücken,
5. in Beteiligungen.

(2) Bemessungsgrundlage der Anlage-
höchstgrenzen und der für Anlagen be-
stimmten Gesamtbeträge ist das haf-
tende Eigenkapital der Sparkasse nach
§ 10 Abs. 2 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen in der jeweiligen Fassung
(Kreditwesengesetz).

§ 9 Grundsätze für das Kreditgeschäft

(1) Kredite im Sinne der Satzung sind
Gelddarlehen aller Art, übernommene
Darlehensforderungen, erworbene Ent-
geltforderungen und Verpflichtungen
aus

1. Bürgschaften, Garantien und sonsti-
gen Gewährleistungen,

2. Wechseln,
3. Akkreditiven.

(2) Kredite sollen grundsätzlich nur an
solche Personen gegeben werden, die
im Geschäftsgebiet der Sparkasse ihren
Wohnsitz, eine gewerbliche Niederlas-
sung oder eine sonstige wirtschaftliche
oder berufliche Anknüpfung haben.
Beim Realkredit genügt in der Regel die
Lage des beliehenen Grundstückes im
Geschäftsgebiet der Sparkasse.
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(3) Für die Kredithöchstgrenzen gelten die
Bestimmungen des Kreditwesengeset-
zes über die Bildung von Kreditneh-
mereinheiten.

§ 10 Realkredit: Darlehen gegen Grund-
pfandrechte

(1) Die Sparkasse gewährt Kredite gegen
Grundpfandrechte nach Maßgabe der
auf der Grundlage der nach § 20 Abs. 5
Satz 1 Nr. 1 des Hessischen Sparkas-
sengesetzes erlassenen Beleihungs-
grundsätze für das Real- und Personen-
kreditgeschäft.

(2) Die Sparkasse kann Darlehen auch ge-
gen Hypotheken auf Schiffe, Schiffs-
bauwerke oder Schwimmdocks nach
Maßgabe der Beleihungsgrundsätze
gewähren.

§ 11 Personalkredit

(1) Die Sparkasse gewährt Kredite gegen
sonstige bankübliche Sicherheiten. Si-
cherheiten sind intern zu dem Wert als
Deckung anzusetzen, der nach bank-
wirtschaftlichen Grundsätzen als nach-
haltig erzielbar anzusehen ist.

(2) Die Sparkasse kann Kredite ohne Si-
cherheiten gewähren.

(3) Einem Kreditnehmer darf an Personal-
krediten nicht mehr als fünfundzwanzig
vom Hundert der Bemessungsgrundla-
ge gewährt werden. Für die Anrechnung
von sonstigen Verpflichtungen des
Kreditnehmers auf die Personalkredit-
höchstgrenze gelten die Bestimmungen
des Kreditwesengesetzes.

§ 12 Körperschaftskredit

(1) Die Sparkasse gewährt Kredite an
kommunale Gebietskörperschaften, den
Bund und die Länder sowieso sonstige
juristische Personen des öffentlichen
Rechts.

(2) Die Sparkasse kann Kredite auch an
andere Kreditnehmer gewähren, soweit
eine in Abs. 1 genannte Körperschaft
oder ein öffentlich-rechtliches Kreditin-
stitut die Mithaftung übernimmt.

§ 13 Auslandskredit

(1) Kredite an Gebietsfremde mit Wohnsitz,
Sitz oder gewerblicher Niederlassung
innerhalb eines Mitgliedstaates der
OECD können gewährt werden:

1. bei engem wirtschaftlichen Zusammen-
hang mit der Geschäftsverbindung der
Sparkasse zu einem Kunden oder

2. im Verbund mit der Landesbank oder
3. als inländischer Realkredit.

Kredite nach Satz 1 dürfen die in der Ge-
schäftsanweisung für den Vorstand festgeleg-
ten Einzelkreditobergrenzen nicht überschrei-
ten.

(2) Sonstige Auslandskredite können im
Rahmen der durch die Geschäftsanwei-
sung für den Vorstand festgelegten Ein-
zel- und Gesamtkreditobergrenzen ge-
währt werden.

§ 14 Anlage in Wertpapieren

Die Sparkasse kann für eigene Rechnung
Wertpapiere nach Maßgabe der Geschäftsan-
weisung für den Vorstand erwerben.
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§ 15 Geschäftsbesorgung, Wertpapier-
Spezialfonds

(1) Die Sparkasse kann Teile ihres Wertpa-
pierbestandes durch Geschäftsbesor-
gungsvertrag zur Betreuung auf die
Landesbank übertragen. Der Vertrag
muss die grundsätzliche Anwendung
der für die Sparkasse geltenden Anla-
gevorschriften vorsehen.

(2) Die Sparkasse kann in Zusammenarbeit
mit Unternehmen der Sparkassenorga-
nisation Anlagen in Wertpapier-
Spezialfonds vornehmen. Abs. 1 Satz 2
gilt entsprechend.

(3) Der Gesamtbetrag nach Abs. 1 und 2
darf den in der Geschäftsanweisung für
den Vorstand festzulegenden Prozent-
satz von höchstens fünfzig vom Hun-
dert des Wertpapierbestandes nicht
überschreiten.

§ 16 Anlage bei Kreditinstituten und in
Geldmarkttiteln

(1) Die Sparkasse kann Einlagen bei Kredit-
instituten in einem Mitgliedsstaat der
OECD unterhalten. Die Anlage soll
grundsätzlich bei der Landesbank, im
Übrigen vorzugsweise bei öffentlich-
rechtlichen Kreditinstituten und öffent-
lichen Sparkassen erfolgen.

(2) Die Sparkasse kann Bausparverträge
mit der Landesbausparkasse der Lan-
desbank abschließen.

(3) Die Anlage in Geldmarkttiteln, insbe-
sondere Schatzwechsel, Schatzanwei-
sungen, Geldmarktwechsel, ist zulässig.

§ 17 Anlage in Grundstücken

Die Sparkasse kann ihre Mittel in Grundstü-
cken anlegen, die

1. ganz oder teilweise dem eigenen Ge-
schäftsbetrieb oder

2. ausschließlich oder überwiegend
Wohnzwecken dienen oder

3. zur Vermeidung von Verlusten freihän-
dig oder im Wege der Zwangsversteige-
rung erworben werden.

§ 18 Anlage in Beteiligungen

Die Sparkasse kann sich an Einrichtungen der
Sparkassenorganisation und im Rahmen ihrer
Aufgaben an anderen Unternehmen beteili-
gen. Beteiligungen an anderen Unternehmen
bedürfen der Zustimmung des Verwaltungsra-
tes. Die Zuständigkeit der Trägerversammlung
nach § 30 Abs. 2 bleibt unberührt.

III. Weitere Geschäfte

§ 19 Derivative Finanzprodukte

Die Sparkasse kann zur Absicherung von
Zins-, Kurs-, Wechselkurs- und sonstigen Risi-
ken und für Rechnung von Kunden sowie zur
Rentabilitätssteuerung nach Maßgabe der
Geschäftsanweisung für den Vorstand Ge-
schäfte in derivativen Finanzprodukten nach
den in der Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden Regeln und Usancen betreiben. Art
und Umfang von Geschäften zur Rentabilitäts-
steuerung müssen in einem angemessenen
Verhältnis zum Charakter der Sparkasse und
insbesondere ihren Steuerungsmöglichkeiten
stehen. Die Trägerversammlung kann sich die
Zustimmung zu Geschäft vorbehalten.

§ 20 Weitere Geschäfte

Die Sparkasse kann weitere Bank- und Fi-
nanzdienstleistungsgeschäfte im Sinne des
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§ 1 des Kreditwesengesetzes sowie sonstige
bankübliche oder banknahe Geschäfte mit der
Maßgabe betreiben, dass die Neuaufnahme
von Geschäftsfeldern der Zustimmung des
Verwaltungsrates auf der Grundlage einer
Stellungnahme des Verbandes bedarf. Neben-
geschäfte der Sparkasse sind von dem Zu-
stimmungsvorbehalt nach Satz 1 ausgenom-
men. Das Nähere regelt die Geschäftsanwei-
sung für den Vorstand.

IV. Verbundzusammenarbeit

§ 21 Vertrieb von Verbundprodukten

Die Sparkasse bedient sich im Kunden- und
Eigengeschäft grundsätzlich der Produkte
und Dienstleistungen der Verbundunterneh-
men der S-Finanzgruppe Hessen-Thüringen
und weiterer Einrichtungen der Sparkassen-
organisation, die im Verbund mit der S-
Finanzgruppe Hessen-Thüringen Aufgaben
arbeitsteilig erfüllen.

V. Allgemeine geschäftsrechtliche Rege-
lungen

§ 22 Einrechnung anderer Anlagen in die
Kredithöchstgrenzen

Die Anlagen in Wertpapieren, Geldmarktpa-
pieren, Beteiligungen und die Risiken aus
Geschäften in derivativen Finanzprodukten
sind nach Maßgabe der Bestimmungen des
Kreditwesengesetzes in die Kredithöchst-
grenzen einzurechnen.

§ 23 Fremdwährungsgeschäfte

Die Sparkasse kann die in der Satzung gere-
gelten Geschäfte in ausländischer Währung
abschließen. Eigengeschäfte sind nur in Wäh-
rungen der Mitgliedsstaaten der OECD zuge-
lassen. Die sich aus den Geschäften nach Satz
1 und 2 ergebenden Währungsrisiken sind
grundsätzlich abzusichern. Unbeschadet des

Satzes 3 dürfen die Volumina offener Wäh-
rungspositionen die in der Geschäftsanwei-
sung für den Vorstand festgelegten Höchst-
grenzen nicht überschreiten.

§ 24 Ausnahmegenehmigungen

Die Vornahme von Geschäften, die nach den
vorstehenden Bestimmungen nicht zulässig
sind, bedarf der allgemein oder im Einzelfall
von der Aufsichtsbehörde erteilten Genehmi-
gung. Dem Antrag auf Genehmigung ist eine
Stellungnahme des Verbandes beizufügen.
Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die
Aufsichtsbehörde nicht innerhalb von zwei
Monaten nach Eingang des Antrages und der
Stellungnahme des Verbandes die Genehmi-
gung ablehnt oder dem Antragssteller schrift-
lich mitteilt, welche Gründe einer abschlie-
ßenden Entscheidung über den Genehmi-
gungsantrag entgegenstehen. Die Wirksam-
keit eines Rechtsgeschäftes wird durch das
Fehlen der Genehmigung nicht berührt.

C. Erwerb und Übertragung von Stamm-
kapital

§ 25 Erwerb von Stammkapital anderer Spar-
kassen

Die Sparkasse kann nach Maßgabe des § 3 des
Fraspa-Gesetzes in Verbindung mit § 20a des
Hessischen Sparkassengesetzes Trägerin von
Sparkassen sein. Die Sparkasse ist berechtigt,
zur Beteiligung am Stammkapital anderer
Sparkassen mit Sitz in Hessen mit diesen und
deren Errichtungsträgern im Sinne des § 1
Abs. 1 des Hessischen Sparkassengesetzes
öffentlich-rechtliche Verträge zu schließen.

§ 26 Übertragung von Stammkapital

Anteile am Stammkapital der Sparkasse kön-
nen nach § 20a Abs. 1 bis 3 des Hessischen
Sparkassengesetzes vollständig oder teilwei-
se übertragen werden. Die Übertragung ist im
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Staatsanzeiger für das Land Hessen bekannt-
zumachen.

D. Verfassung und Verwaltung

§ 27 Organe

(1) Organe der Sparkasse sind:

1. die Trägerversammlung,
2. der Verwaltungsrat und
3. der Vorstand.

(2) Die gleichzeitige Zugehörigkeit der
Mitglieder der Organe nach Abs. 1 Nr. 1
oder 2 zum Vorstand der Sparkasse ist
nicht zulässig.

§ 28 Trägerversammlung

(1) die Trägerversammlung ist das oberste
Organ der Sparkasse. Sie ist die Vertre-
tung der Trägerin.

(2) Die Mitglieder der Trägerversammlung
haben ihre Tätigkeit uneigennützig,
verantwortungsbewusst und im Inte-
resse der Sparkasse und ihrer Trägerin
ordnungsgemäß und mit Sorgfalt aus-
zuüben.

(3) Die Mitglieder der Trägerversammlung
erhalten eine angemessene Aufwands-
entschädigung; Gewinnbeteiligungen
sind unzulässig.

(4) Die beamtenrechtlichen Vorschriften
über die Haftung wegen Pflichtverlet-
zung gelten mit der Maßgabe, dass die
Verpflichtung zum Schadenersatz nur
bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit
gilt.

§ 29 Zusammensetzung der Trägerversamm-
lung

(1) Die Trägerversammlung besteht aus der
oder dem Vorsitzenden und mindestens
zwei weiteren Mitgliedern, die von der
Trägerin entsandt werden. Mindestens
ein Mitglied der Trägerversammlung
gehört dem Vorstand der Trägerin an.

(2) Die Trägerin kann den von ihr berufe-
nen Mitgliedern Weisungen erteilen
und sie jederzeit abberufen. Für aus-
scheidende Mitglieder sind unverzüg-
lich neue Mitglieder zu berufen.

§ 30 Zuständigkeit der Trägerversammlung

(1) Die Trägerversammlung beschließt in
den gesetzlich und durch diese Satzung
bestimmten Fällen, insbesondere über
die:

1. Änderung der Satzung,

2. Änderung des Stammkapitals und
die sich daraus ergebenden Ände-
rungen der Stammkapitalanteile
sowie die Aufnahme von Genuss-
rechtskapital und von stillen Einla-
gen,

3. Geschäftsordnung der Trägerver-
sammlung,

4. Wahl der oder des Vorsitzenden des
Verwaltungsrates und der weiteren
sachkundigen Mitglieder des Ver-
waltungsrates,

5. Vorschläge an den Verwaltungsrat
zur Bestellung der Vorstandsmit-
glieder, der Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter mit Sitz und Stimme
und zur Berufung der oder des Vor-
standsvorsitzenden,

6. Entgegennahme des Jahresab-
schlusses und des Konzernab-
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schlusses einschließlich der Lage-
berichte sowie den Beschluss über
die Gewinnabführung und die Ent-
lastung des Verwaltungsrates,

7. Bestellung von Prüfern in besonde-
ren Fällen im Benehmen mit dem
Verwaltungsrat,

8. Beteiligung am Stammkapital einer
anderen Sparkasse (§ 25),

9. Vereinigung von Sparkassen,

10. Auflösung der Sparkasse und

11. Festsetzung der pauschalen Auf-
wandsentschädigungen im Rahmen
der Richtlinien nach § 20 Abs. 5 Satz
1 Nr. 3 des Hessischen Sparkassen-
gesetzes und die Festsetzung der
diesen Richtlinien entsprechenden
Aufwandsentschädigungen der
Mitglieder der Trägerversammlung.

(2) Die Übernahme und die Änderung von
Beteiligungen an anderen Unterneh-
men im Sinne des § 18 bedürfen der
Genehmigung der Trägerversammlung.

§ 31 Sitzungen der Trägerversammlung

(1) Die Trägerversammlung entscheidet
mit der Stimmenmehrheit ihrer Mitglie-
der. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme der oder des Vorsitzenden.

(2) Das Nähere über die Sitzungen, insbe-
sondere deren Einberufung und Verlauf,
die Beschlussfähigkeit sowie die Nie-
derschrift über die Beratungen und Be-
schlussfassungen der Trägerversam-
mung regelt die Geschäftsordnung, die
sich die Trägerversammlung unverzüg-
lich nach ihrer erstmaligen Einberufung
durch die Trägerin gibt. Die Geschäfts-

ordnung hat auch Regeln für den Fall
einer Interessenkollision nach § 35
Abs. 5 bis 7 zu treffen.

§ 32 Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat ist das Aufsichtsor-
gan der Sparkasse; er beaufsichtigt die
Geschäftsführung des Vorstandes, be-
stimmt insbesondere die Richtlinien
der Geschäftspolitik und erlässt die in §
36 Abs. 2, § 38 Abs. 1 und 3 sowie § 42
Abs. 1 Satz 3 vorgesehenen Geschäfts-
anweisungen.

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
üben ihr Amt ehrenamtlich aus. Die
Mitglieder des Verwaltungsrates haben
ihre Tätigkeit uneigennützig und ver-
antwortungsbewusst auszuüben und
im Interesse der Sparkasse mit der
Sorgfalt eines ordentlichen Verwal-
tungsratsmitgliedes wahrzunehmen.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
erhalten eine angemessene Aufwands-
entschädigung; Gewinnbeteiligungen
sind unzulässig.

(4) Die beamtenrechtlichen Vorschriften
über die Haftung wegen Pflichtverlet-
zungen gelten mit der Maßgabe, dass
die Verpflichtung zum Schadenersatz
nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässig-
keit gilt.

§ 33 Zusammensetzung des
Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus neun
Mitgliedern, und zwar

1. der oder dem Vorsitzenden,
2. fünf weiteren sachkundigen Mitgliedern

und
3. drei Bediensteten der Sparkasse.
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(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 werden von der
Trägerversammlung für die Wahlperio-
de gewählt, die der Wahlperiode des
Verwaltungsrates der Trägerin der
Sparkasse entspricht.

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
nach Abs. 1 Nr. 3 werden von den wahl-
berechtigten Bediensteten der Spar-
kasse nach Maßgabe des § 7 Abs. 2 des
Fraspa-Gesetzes gewählt.

(4) Die oder der von der Trägerversamm-
lung gewählte Vorsitzende führt den
Vorsitz im Verwaltungsrat persönlich.

(5) Die oder der Vorsitzende wird im Falle
der Verhinderung von einem Mitglied
des Verwaltungsrates, das sie oder er
für die Dauer der Wahlperiode des Ver-
waltungsrates bestimmt, vertreten.

(6) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
nach Abs. 1 Nr. 1 und 2 können der Trä-
gerin, deren Trägern oder gesellschaft-
lich relevanten Gruppen angehören und
müssen bereit sein, die Sparkasse zu
fördern und sie bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben wirksam zu unterstützen.
Dem Verwaltungsrat dürfen als gewähl-
te Mitglieder nicht angehören:

1. Bedienstete der Finanzverwaltung,

2. Personen, die Unternehmerinnen
oder Unternehmer, persönlich haf-
tende Gesellschafterinnen oder Ge-
sellschafter, Kommanditistinnen o-
der Kommanditisten, Aufsichtsrats-
oder Verwaltungsratsmitglieder, Lei-
terinnen oder Leiter, Beamtinnen
oder Beamte oder Angestellte von
Kreditinstituten und anderen Unter-
nehmungen sind, die im Wettbe-

werb mit der Sparkasse Einlagen
annehmen oder gewerbsmäßig Kre-
ditgeschäfte betreiben oder vermit-
teln; dies gilt nicht, wenn es sich um
öffentlich-rechtliche oder um unter
beherrschendem Einfluss der öffent-
lichen Hand stehende privatrechtli-
che Kreditinstitute handelt. Satz 1
gilt hinsichtlich Versicherungen ent-
sprechend,

3. Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer der Sparkasse; diese Beschrän-
kung gilt nicht für Bedienstete der
Sparkasse, die dem Verwaltungsrat
nach Abs. 1 Nr. 3 angehören,

4. Personen,

a. die wegen eines Verbrechens
oder eines Vergehens, das
gegen fremdes Vermögen ge-
richtet ist, rechtskräftig verur-
teilt worden sind oder

b. die in den letzten zehn Jahren
als Schuldnerin oder Schuld-
ner an einem Insolvenzverfah-
ren oder einem Verfahren zur
Abgabe einer eidesstattli-
chen Versicherung nach § 807
der Zivilprozessordnung oder
§ 284 der Abgabenordnung
beteiligt waren oder noch
sind, und

5. Personen, die untereinander, mit der
oder dem Vorsitzenden des Verwal-
tungsrates oder mit einem Mitglied
des Vorstandes bis zum dritten Gra-
de verwandt, bis zum zweiten Grade
verschwägert, verheiratet, durch
eingetragene Lebenspartnerschaft
oder durch Adoption verbunden
sind.
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(7) Tritt ein Hinderungsgrund nach Abs. 6
Satz 2 Nr. 1 bis 4 ein, so endet die Mit-
gliedschaft. Tritt ein Hinderungsgrund
nach Abs. 6 Satz 2 Nr. 5 ein, so endet,

1. wenn eine oder einer der Beteiligten
die oder der Vorsitzende des Verwal-
tungsrates oder Mitglied des Vorstan-
des ist, die Mitgliedschaft des ande-
ren Beteiligten,

2. in den übrigen Fällen die Mitglied-
schaft der oder des an Lebensjahren
jüngeren Beteiligten, wenn eine Eini-
gung nicht zustande kommt.

(8) Auf Antrag des Verwaltungsrates kann
ein Mitglied nach § 33 Abs. 1 Nr. 2 und
3, das in grober Weise gegen seine
Pflichten verstoßen hat, nach Anhörung
der Trägerversammlung durch die Auf-
sichtsbehörde vorzeitig aus dem Ver-
waltungsrat ausgeschlossen werden.
Rechtsbehelfe haben keine aufschie-
bende Wirkung.

(9) Im Fall des Ausscheidens eines Mitglie-
des des Verwaltungsrates vor Ablauf der
Wahlzeit rückt, sofern das ausschei-
dende Mitglied in einem Verfahren nach
Höchststimmenzahl gewählt wurde, der
Bewerber mit der nächst höheren
Stimmenzahl nach. Anderenfalls wird,
wenn ein Sitz frei bleiben würde, unver-
züglich ein Ersatzmitglied gewählt.

(10) Die Mitglieder des Verwaltungsrates
führen nach Ablauf ihrer Wahlzeit ihre
Tätigkeit bis zum Zusammentritt des
neu gewählten Verwaltungsrates weiter.

§ 34 Zuständigkeit des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat beschließt in den
gesetzlich und durch diese Satzung be-
stimmten Fällen, insbesondere über:

1. den Erlass einer Geschäftsordnung
für sich und seine Ausschüsse,

2. den Erlass einer Geschäftsanwei-
sung für den Vorstand,

3. die Errichtung und Schließung von
Zweigstellen,

4. die Bestellung und die Rücknahme
der Bestellung der Mitglieder des
Vorstandes und von Stellvertrete-
rinnen oder Stellvertretern, die Be-
rufung der oder des Vorstandsvor-
sitzenden und die Regelung ihrer
Dienstverträge,

5. die Höchstbeträge der Ausgabe von
nachrangigen Verbindlichkeiten,
soweit diese als haftendes Eigen-
kapital anerkannt werden sollen,
sowie die Höchstbeträge der Aus-
gabe von Genussrechten und stillen
Einlagen,

6. die Feststellung des Jahresab-
schlusses und des Konzernab-
schlusses sowie die Billigung der
Lageberichte und die Entlastung
des Vorstandes,

7. die Stellungnahme im Rahmen der
vorherigen Anhörung zu dem Be-
schluss der Trägerversammlung
nach § 30 Nr. 6 über die Gewinnab-
führung,

8. die Bestellung von Prüfern in be-
sonderen Fällen,

9. die Stellungnahme zu einer beab-
sichtigten Beteiligung am Stamm-
kapital einer anderen Sparkasse
(§ 25),
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10. die Stellungnahme im Rahmen der
vorherigen Anhörung zu dem Be-
schluss der Trägerversammlung
über die Vereinigung der Sparkasse
und

11. den Antrag oder die Stellungnahme
im Rahmen der vorherigen Anhö-
rung zu dem Beschluss der Träger-
versammlung über die Auflösung
der Sparkasse.

(2) Der Zustimmung des Verwaltungsrates
bedürfen:

1. die Errichtung und der Umbau von
sparkasseneigenen Gebäuden,
wenn die Gesamtinvestitionen im
Einzelfall die in der Geschäftsan-
weisung für den Vorstand festge-
legten Grenzen überschreiten,

2. der Erwerb, die Veräußerung und
die Belastung von Grundstücken
nach Maßgabe der Geschäftsanwei-
sung für den Vorstand; ausgenom-
men der Grundstückserwerb zur
Vermeidung von Verlusten und die
Veräußerung solcher Grundstücke,

3. das Eingehen von Beteiligungen,
ausgenommen solche an Einrich-
tungen der Sparkassenorganisation
nach § 18 Satz 1,

4. die Personalkosten- und die Bau-
kostenplanung für das auf das lau-
fende Geschäftsjahr folgende Ge-
schäftsjahr und

5. solche Arten von Geschäften und
Maßnahmen, bei denen er sich sei-
ne Zustimmung vorbehält; das Nä-
here regelt die Geschäftsanweisung
für den Vorstand.

(3) Der Verwaltungsrat, vertreten durch
seine Vorsitzende oder seinen Vorsit-
zenden, vertritt die Sparkasse gegen-
über den Vorstandsmitgliedern und den
Stellvertreterinnen oder Stellvertretern
mit Sitz und Stimme gerichtlich und
außergerichtlich. Satz 1 gilt entspre-
chend gegenüber einem Mitglied des
Verwaltungsrates in einem Abberu-
fungsverfahren nach § 33 Abs. 8.

§ 35 Sitzungen des Verwaltungsrates

(1) Die oder der Vorsitzende beruft den
Verwaltungsrat ein und leitet die Sit-
zungen. Der Verwaltungsrat ist bei Be-
darf, mindestens jedoch viermal im Jahr
unter Miteilung der Tagesordnung ein-
zuberufen. Die oder der Vorsitzende
muss den Verwaltungsrat binnen einer
Woche einberufen, wenn die Hälfte der
Mitglieder des Verwaltungsrates oder
der Vorstand es unter Angabe des Ge-
genstandes der Beratung beantragt.
Ausnahmsweise kann im Umlaufverfah-
ren beschlossen werden, wenn kein
Mitglied widerspricht.

(2) Die Mitglieder des Vorstandes nehmen
an den Sitzungen des Verwaltungsrates
beratend teil.

(3) Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig,
wenn die oder der Vorsitzende oder
seine Stellvertreterin oder sein Stellver-
treter und mindestens die Hälfte der
Mitglieder anwesend sind.

(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit
der Stimmen der anwesenden Mitglie-
der gefasst, soweit nicht die Satzung
eine andere Bestimmung trifft. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme der
oder des Vorsitzenden den Ausschlag.
Geheime Abstimmung ist unzulässig.
Die Mitglieder des Verwaltungsrates
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handeln nach ihrer freien, nur durch die
Rücksicht auf das öffentliche Wohl und
die Aufgaben der Sparkasse bestimm-
ten Überzeugung. Sie sind an Aufträge
nicht gebunden.

(5) Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen
nicht beratend oder entscheidend an
einer Angelegenheit mitwirken, wenn
die Entscheidung ihnen selbst, ihren
Angehörigen (Ehegatten, durch Adopti-
on oder Lebenspartnerschaft verbun-
den, Verwandten bis zum dritten Grad,
Verschwägerten bis zum zweiten Grad)
oder - mit Ausnahme der eigenen Trä-
gerin - einer von ihnen kraft gesetzli-
cher oder rechtsgeschäftlicher Vertre-
tungsmacht vertretenen natürlichen
oder juristischen Person einen unmit-
telbaren Vorteil oder Nachteil bringen
kann, oder in der sie in anderer als öf-
fentlicher Eigenschaft ein Gutachten
abgegeben haben oder in anderer als
öffentlicher Eigenschaft tätig geworden
sind.

(6) Ebenso dürfen die Mitglieder des Ver-
waltungsrates an der Beratung und Be-
schlussfassung nicht teilnehmen, wenn
das Unternehmen, dessen Gesellschaf-
terin oder Gesellschafter sie sind oder
dessen Aufsichtsorgan oder gleicharti-
gem Organ sie angehören, oder das Un-
ternehmen oder die Person, bei der sie
gegen Entgelt beschäftigt sind, durch
die Entscheidung einen unmittelbaren
Vorteil oder Nachteil erlangen kann;
dies gilt nicht, wenn es sich um Angele-
genheiten der eigenen Trägerin han-
delt.

(7) Ein unmittelbarer Vorteil oder Nachteil
liegt nicht schon dann vor, wenn Mit-
glieder des Verwaltungsrates einem
Gewerbe, einer Berufs- oder Bevölke-
rungsgruppe angehören, deren ge-

meinsame Interessen durch den Bera-
tungsgegenstand berührt werden. In
Zweifelsfällen entscheidet der Verwal-
tungsrat unter Ausschluss des Betroffe-
nen, der während der Beratung und Be-
schlussfassung das Sitzungszimmer zu
verlassen hat.

(8) Für die Mitglieder des Vorstandes gel-
ten die vorstehenden Bestimmungen
sinngemäß.

(9) Die oder der Vorsitzende des Verwal-
tungsrates ist verpflichtet, Beschlüsse
des Verwaltungsrates, die gesetz- oder
satzungswidrig sind, zu beanstanden.
Die Beanstandung hat aufschiebende
Wirkung. Gegen die Beanstandung
kann der Verwaltungsrat Klage nach
den Vorschriften der Verwaltungsge-
richtsordnung erheben; ein Vorverfah-
ren findet nicht statt. Zu seiner Vertre-
tung in diesem Verfahren kann der Ver-
waltungsrat eine besondere Vertreterin
oder einen besonderen Vertreter
bestimmen.

(10) Über die Sitzung des Verwaltungsrates
ist eine Niederschrift zu fertigen, die
von der oder dem Vorsitzenden und ei-
nem weiteren Verwaltungsratsmitglied
zu  unterzeichnen und dem Verwal-
tungsrat in der nächsten Sitzung zur
Kenntnis zu bringen ist. Die Nieder-
schrift muss den wesentlichen Inhalt
der Beratungen enthalten. Aus ihr müs-
sen die gefassten Beschlüsse und die
Abstimmungsergebnisse ersichtlich
sein. Auszüge aus der Niederschrift
sind zu den Vorgängen zu nehmen.

§ 36 Kreditausschuss und Bilanzausschuss

(1) Der Verwaltungsrat bildet aus seiner
Mitte einen Kreditausschuss. Der Kre-
ditausschuss besteht aus der oder dem
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Vorsitzenden des Verwaltungsrates und
zwei vom Verwaltungsrat für die Dauer
seiner Amtszeit bestimmten Mitglie-
dern. Vorsitzende oder Vorsitzender des
Kreditausschusses ist die oder der Vor-
sitzende des Verwaltungsrates. In be-
gründeten Fällen kann die Zahl der Kre-
ditausschussmitglieder um bis zu zwei
Personen erhöht werden. Für die Mit-
glieder sind Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter zu bestellen, die ebenfalls
dem Verwaltungsrat angehören.

(2) Dem Kreditausschuss obliegt die Zu-
stimmung zur Gewährung von Krediten
nach Maßgabe der Geschäftsanweisung
des Verwaltungsrates für den Kredit-
ausschuss. Der Verwaltungsrat kann
dem Kreditausschuss die Zustimmung
zu Organkrediten nach § 15 des Kredit-
wesengesetzes übertragen.

(3) Er ist beschlussfähig, wenn die oder der
Vorsitzende oder seine Stellvertreterin
oder sein Stellvertreter und mindestens
die Hälfte der Mitglieder anwesend
sind. Kann in besonderen Eilfällen die
Zustimmung des Kreditausschusses
nicht abgewartet werden, weil aus einer
Verzögerung Schaden für die Sparkasse
zu befürchten ist, kann der Vorstand
Kredite ohne die vorherige Beteiligung
des Kreditausschusses gewähren; die-
ser ist in seiner nächsten Sitzung hier-
über zu unterrichten.

(4) Der Kreditausschuss beschließt mit der
Mehrheit der Stimmen der anwesenden
Mitglieder, soweit nicht die Satzung ei-
ne andere Bestimmung trifft. Erhebt die
oder der Vorsitzende Widerspruch, so
ist die Zustimmung versagt. Im Übrigen
gelten die Bestimmungen des § 35 Abs.
5 bis 7 entsprechend.

(5) Im Fall einer Vereinigung der Sparkasse
mit einer anderen Sparkasse können
örtliche Kreditausschüsse am bisheri-
gen Sitz der übertragenen Sparkasse
gebildet werden. Abs. 1 und 2 gelten
entsprechend; nach Maßgabe der Sat-
zung kann für örtliche Kreditaus-
schüsse eine besondere Vorsitzende
oder ein besonderer Vorsitzender be-
stimmt werden.

(6) Zur Vorbereitung der Beschlussfassung
über die Feststellung des Jahresab-
schlusses und des Konzernabschlusses,
die Billigung der Lageberichte, die Ver-
wendung des Überschusses und die
Entlastung des Vorstandes bildet der
Verwaltungsrat aus seiner Mitte einen
Bilanzausschuss. Abs. 1 Satz 2 bis 5 gel-
ten entsprechend. Die oder der Aus-
schussvorsitzende unterrichtet den
Verwaltungsrat über die wesentlichen
Beratungsergebnisse und die Beschlüs-
se des Ausschusses.

(7) Für die Haftung der Mitglieder des Kre-
ditausschusses und des Bilanzaus-
schusses gilt § 32 Abs. 4 entsprechend.

§ 37 Sonstige Ausschüsse

(1) Der Verwaltungsrat kann einzelne sei-
ner Aufgaben zur Vorbereitung der Be-
schlussfassung auf weitere Ausschüsse
übertragen, die aus seiner Mitte gebil-
det werden.

(2) Die Regelung der Dienstverträge der
Vorstandsmitglieder und ihrer Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter nach
§ 34 Abs. 1 Nr. 4 kann einem aus bis zu
fünf Mitgliedern bestehenden Perso-
nalausschuss zur abschließenden Be-
schlussfassung übertragen werden.
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(3) Die Ausschussmitglieder bestimmen
aus ihrer Mitte eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden und eine stellver-
tretende Vorsitzende oder einen stell-
vertretenden Vorsitzenden. Den Vorsitz
in dem nach Abs. 2 gebildeten Aus-
schuss führt die oder der Verwaltungs-
ratsvorsitzende. Die oder der Aus-
schussvorsitzende unterrichtet den Ver-
waltungsrat über den wesentlichen In-
halt der Beschlüsse des Ausschusses.

(4) § 35 gilt für die Sitzungen der Aus-
schüsse entsprechend.

§ 38 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus der oder dem
Vorsitzenden und mindestens einem
weiteren Mitglied. Es können Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter be-
stellt werden; ihre Aufgaben und Be-
fugnisse regelt die Geschäftsanweisung
für den Vorstand.

(2) Der Vorstand ist eine öffentliche Behör-
de.

(3) Der Vorstand führt die Geschäfte der
Sparkasse in eigener Verantwortung
nach Maßgabe der Satzung, der Richtli-
nien nach § 20 Abs. 5  Satz 1 des Hessi-
schen Sparkassengesetzes, der auf-
sichtsbehördlichen Anordnungen und
der vom Verwaltungsrat zu erlassenden
Geschäftsanweisung. Die Geschäftsan-
weisung für den Vorstand orientiert
sich an der Muster-Geschäftsanweisung
des Verbandes; sie bestimmt, bei wel-
chen Geschäften, die der Zustimmung
des Verwaltungsrates bedürfen, eine
Stellungnahme des Verbandes dem
Verwaltungsrat vorzulegen ist. Zu den
vom Vorstand zu führenden Geschäften
gehören unbeschadet einer erforderli-
chen Zustimmung des Kreditausschus-

ses die Entscheidung über Kredite so-
wie die Anlegung der Mittel. Der Verwal-
tungsrat gestattet in der Geschäftsan-
weisung für den Vorstand, dass dieser
seine Befugnisse zur Geschäftsfüh-
rung, insbesondere das Recht zur Be-
willigung von Krediten, im begrenzten
und risikoorientierten Umfange auf ein-
zelne seiner Mitglieder oder auf weitere
Bedienstete überträgt.

(4) Die Mitglieder des Vorstandes dürfen
nicht Unternehmerinnen oder Unter-
nehmer, persönlich haftende Gesell-
schafterinnen oder Gesellschafter,
Kommanditistinnen oder Kommanditis-
ten, Aufsichtsrats- oder Verwaltungs-
ratsmitglieder, Bedienstete von Kredit-
instituten und anderen Unternehmun-
gen sein, die im Wettbewerb mit der
Sparkasse Einlagen annehmen oder
gewerbsmäßig Kreditgeschäfte betrei-
ben oder vermitteln. Der Verwaltungs-
rat kann Ausnahmen zulassen, wenn es
sich um öffentlich-rechtliche oder um
unter beherrschendem Einfluss der öf-
fentlichen Hand stehende privatrechtli-
che Kreditinstitute handelt. Satz 1 und
2 gelten hinsichtlich Versicherungen
entsprechend. Die Mitglieder des Vor-
standes dürfen untereinander nicht in
der in § 33 Abs. 6 Satz 2 Nr. 5 bezeich-
neten Weise verwandt oder verschwä-
gert sein.

(5) Gewinnbeteiligungen sind unzulässig.
Über eine nach den Richtlinien nach
§ 20 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 des Hessischen
Sparkassengesetzes zulässige erfolgs-
abhängige jährliche Einmalzahlung an
die Mitglieder des Vorstandes ent-
scheidet der Verwaltungsrat nach Ent-
lastung des Vorstandes.
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§ 39 Personalverwaltung der Sparkasse

(1) Die Anstellung und Entlassung der Vor-
standsmitglieder, ihrer Stellvertreterinnen
oder Stellvertreter mit Sitz und Stimme sowie
die Regelung ihrer dienstvertraglichen Ver-
hältnisse erfolgt durch den Verwaltungsrat.
Die Bediensteten der Sparkasse werden vom
Vorstand angestellt, befördert oder höher-
gruppiert und entlassen.

(2) Die für die Vorstandsmitglieder in § 38 Abs. 4
Satz 1 bis 3 und Abs. 5 Satz 1 getroffenen
Bestimmungen gelten für die übrigen Spar-
kassenbediensteten entsprechend.

(3) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter
ist für die Vorstandsmitglieder und ihre Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter mit Sitz
und Stimme die oder der Vorsitzende des
Verwaltungsrates. Oberste Dienstbehörde ist
für die Vorstandsmitglieder und ihre Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter die oder
der Vorsitzende des Vorstandes der Trägerin.
Für die übrigen Bediensteten ist die oder der
Vorsitzende des Vorstandes der Sparkasse
Dienstvorgesetzter; Einleitungsbehörde im
Sinne des Disziplinarrechtes und oberste
Dienstbehörde ist der Vorstand der Sparkas-
se.

(4) Die Rechte und Pflichten der Sparkassenbe-
diensteten bestimmen sich, soweit das
Fraspa-Gesetz und  das Hessische Sparkas-
sengesetz nichts anderes besagen, nach den
allgemeinen Vorschriften für den öffentlichen
Dienst.

§ 40 Amtsverschwiegenheit

(1) Die Mitglieder der Organe sowie die Bediens-
teten sind zur Amtsverschwiegenheit über
den Geschäftsverkehr der Sparkasse und die
sonstigen vertraulichen Angelegenheiten,
insbesondere über deren Gläubiger und
Schuldner, verpflichtet. Sie dürfen die bei ih-

rer Tätigkeit erworbene Kenntnis vertrauli-
cher Angelegenheiten nicht unbefugt ver-
werten.

(2) Die Mitglieder der Organe dürfen ohne vor-
herige Genehmigung über Angelegenheiten
der Sparkasse weder vor Gericht noch außer-
gerichtlich aussagen oder Erklärungen ab-
geben. Die Genehmigung erteilt für die Mit-
glieder der Trägerversammlung die Träger-
versammlung und im Übrigen der Verwal-
tungsrat, in Eilfällen die oder der Vorsitzende
des Organs. § 24 Abs. 3 und 4 der Hessischen
Gemeindeordnung in der Fassung vom 7.
März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 14. Dezember 2006 (GVBl.
I S. 666), gelten entsprechend mit der Maß-
gabe, dass die Genehmigung, als Zeuge aus-
zusagen, nur versagt werden darf, wenn die
Aussage dem Wohle des Bundes, eines Lan-
des oder der Trägerin Nachteile bereiten o-
der die Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernst-
lich gefährden oder erheblich erschweren
würde. Die Genehmigung darf für eine ge-
richtliche Vernehmung nur versagt werden,
wenn es das Wohl des Landes, des Bundes
oder die Interessen der Allgemeinheit erfor-
dern.

(3) Die Verpflichtungen nach Abs. 1 und Abs. 2
Satz 1 bleiben auch nach dem Ausscheiden
bestehen.

§ 41 Vertretung

(1) Der Vorstand vertritt die Sparkasse
gerichtlich und außergerichtlich, soweit
§ 6 Abs. 1 Satz 2 des Fraspa-Gesetzes
und § 34 Abs. 3 nichts anderes bestim-
men. Rechtsverbindliche Erklärungen
bedürfen der Unterschrift zweier Vor-
standsmitglieder.

(2) Der Vorstand kann die Vertretungsbe-
fugnis so regeln, dass ein Vorstands-
mitglied mit einem sonstigen Bediens-
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teten oder zwei Bedienstete gemein-
sam verbindlich zeichnen können. Für
den laufenden Geschäftsverkehr kann
der Vorstand eine andere Regelung
treffen; er kann auch bestimmen, dass
bestimmte gleichartige Erklärungen
und Geschäftsvorfälle ohne Unterschrift
für die Sparkasse verbindlich sind.

(3) Die von den zeichnungsberechtigten
Vertretern der Sparkasse ausgestellten
und mit dem Siegel der Sparkasse ver-
sehenen Urkunden sind öffentliche Ur-
kunden.

(4) Die Zeichnungsbefugnis wird erforder-
lichenfalls für die Mitglieder des Vor-
standes von der oder dem Vorsitzenden
des Verwaltungsrates, im Übrigen vom
Vorstand bescheinigt.

§ 42 Prüfungen

(1) Der Vorstand hat den Betrieb ständig zu
überwachen und für einen geordneten
Geschäftsablauf zu sorgen. Er kann mit
der Aufgabe der Innenrevision, unbe-
schadet seiner Verantwortung, geeig-
nete Sparkassenbedienstete beauftra-
gen. Für die Durchführung der Innenre-
vision ist eine Geschäftsanweisung zu
erlassen, die auch Bestimmungen über
die Vorlage der Prüfungsberichte an
den Verwaltungsrat enthalten soll.

(2) Der Verwaltungsrat oder die von ihm
beauftragten Mitglieder sollen Prüfun-
gen, insbesondere Kreditprüfungen,
vornehmen. Zu diesen Prüfungen kön-
nen die Prüfungsstelle des Verbandes
oder die Innenrevision hinzugezogen
werden.

(3) Außerdem unterliegt die Sparkasse den
durch Gesetz und aufsichtsbehördli-
chen Anordnungen vorgeschriebenen

Prüfungen. Die Kosten dieser Prüfun-
gen hat die Sparkasse zu tragen.

(4) Jedes Mitglied der Trägerversammlung
und des Verwaltungsrates hat das
Recht, von Prüfungsberichten Kenntnis
zu nehmen. Auf Verlangen eines Mit-
gliedes sind ihm diese gegen Rückgabe
auszuhändigen. Der Verwaltungsrat
kann beschließen, dass nur den Verwal-
tungsratsmitgliedern Prüfungsberichte
gegen Rückgabe ausgehändigt werden,
die Mitglieder des nach § 36 Abs. 6 Satz
1 gebildeten Ausschusses sind. Des
Weiteren können in den Beschluss nach
Satz 3 die Mitglieder des Ausschusses
nach § 36 Abs. 1 Satz 1 einbezogen
werden.

§ 43 Jahresabschluss

(1) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Nach Ablauf des Geschäftsjahres hat
der Vorstand dem Verwaltungsrat die
Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrech-
nung und Anhang (Jahresabschluss)
sowie den Lagebericht vorzulegen. Der
vom Vorstand unterschriebene Jahres-
abschluss und der Lagebericht werden
durch die Prüfungsstelle des Verbandes
geprüft. Der Verwaltungsrat stellt den
Jahresabschluss fest, beschließt über
die Billigung des Lageberichts und die
Entlastung des Vorstandes. Der Vor-
stand legt den festgestellten und mit
dem Bestätigungsvermerk versehenen
Jahresabschluss mit dem Lagebericht
der Trägerversammlung und der Auf-
sichtsbehörde vor. Der Vorlage an die
Trägerversammlung und Aufsichtsbe-
hörde ist der Bericht über die Prüfung
des Jahresabschlusses beizufügen.

(3) Sofern die Sparkasse einen Konzernab-
schluss aufzustellen und einen Kon-
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zernlagebericht zu erstellen hat, gilt
Abs. 2 entsprechend.

(4) Der im Jahresabschluss ausgewiesene,
um einen Verlustvortrag aus dem Vor-
jahr geminderte Jahresüberschuss wird
mindestens zu einem Drittel den Rück-
lagen zugeführt. Soweit der verbliebene
Betrag nicht zur weiteren Stärkung der
Rücklagen benötigt wird, können aus
ihm in angemessenem Umfang Ge-
winnabführungen auf das Stammkapital
erfolgen. Über die Höhe der Gewinnab-
führung beschließt die Trägerversamm-
lung nach Anhörung des Verwaltungsra-
tes.

(5) Der Jahresabschluss ist nach Maßgabe
der handelsrechtlichen Bestimmungen
zu veröffentlichen.

§ 44 Satzungsänderungen

(1) Satzungsänderungen beschließt die
Trägerversammlung nach Anhörung
oder auf Antrag des Verwaltungsrates.
Sie bedürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde.

(2) Die Satzungsänderung tritt, wenn kein
anderer Zeitpunkt bestimmt wird, am
Tage nach ihrer Bekanntmachung in
Kraft.

§ 45 Auflösung

(1) Über die Auflösung der Sparkasse be-
schließt die Trägerversammlung nach
Anhörung oder auf Antrag des Verwal-
tungsrates. Der Verband ist vorher zu
hören. Die Auflösung der Sparkasse be-
darf der Genehmigung der Aufsichtsbe-
hörde. Wenn eine Gemeinde, ein Ge-
meindeverband oder ein kommunaler
Zweckverband mehrheitlich an der
Sparkasse beteiligt ist, bedarf die Ge-

nehmigung des Benehmens mit der
Kommunalaufsichtsbehörde. Dem An-
trag auf Genehmigung sind Stellung-
nahmen des Verwaltungsrates, des Vor-
standes und des Verbandes beizufügen.

(2) Der Vorstand der Sparkasse macht un-
verzüglich nach der Erteilung der Ge-
nehmigung die Auflösung öffentlich
bekannt.

(3) Im Fall der Auflösung der Sparkasse hat
der Vorstand zur Abwicklung aller noch
schwebenden Geschäfte das Liquidati-
onsverfahren einzuleiten. Die Einlei-
tung des Liquidationsverfahrens ist
zweimal mit Zwischenfristen von je vier
Wochen bekannt zu machen. Dabei sind
die Gläubiger der Sparkasse über die
für sie wesentlichen Folgen zu unter-
richten.

(4) Der zur Befriedigung der Gläubiger
erforderliche Teil des Sparkassenver-
mögens ist zu hinterlegen.

(5) Das nach Erfüllung aller Verbindlichkei-
ten verbleibende Restvermögen der
Sparkasse ist auf die Trägerin zu über-
tragen. Dasselbe gilt für das nach Abs. 4
hinterlegte Vermögen, sobald die Be-
friedigung der Gläubiger wegen Ablau-
fes der Verjährungsfrist verweigert
werden kann.

§ 46 Bekanntmachungen der Sparkasse

Bekanntmachungen der Sparkasse werden im
Staatsanzeiger für das Land Hessen oder in
mindestens einer allgemein verbreiteten
Frankfurter Tageszeitung oder dem elektroni-
schen Bundesanzeiger veröffentlicht, soweit
nicht nach dieser Satzung der Aushang oder
die Auslegung im Kassenraum der Sparkasse
genügt. Die Bekanntmachungsmedien be-
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stimmt die Trägerversammlung; der Beschluss
ist bekanntzumachen.

§ 47 Bekanntmachung der Satzung

(1) Die Satzung, ihre Änderung und ihre
Aufhebung werden durch den Vorstand
der Sparkasse öffentlich bekannt ge-
macht.

(2) Durch Aushang im Kassenraum der
Hauptstelle ist darauf hinzuweisen,
dass die Satzung eingesehen werden
kann.

§ 48 Haftung für am 18. Juli 2005 bestehen-
de Verbindlichkeiten der Sparkasse

(1) Für die Erfüllung der am 18. Juli 2005
bestehenden Verbindlichkeiten der
Sparkasse bleibt die Haftung nach § 4
des Gesetzes über die Vereinigung der
Stadtsparkasse Frankfurt am Main  mit
der Frankfurter Sparkasse von 1822
(Polytechnische Gesellschaft) vom 19.
Oktober 1988 (GVBl. I S. 345), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 13. Dezem-
ber 2002 (GVBl. I S. 752), unberührt.

(2) Verbindlichkeiten der Sparkasse aus der
Begebung von Genussrechtskapital und
gegenüber Beteiligten sind von der Haf-
tung der Trägerin nach Abs. 1 ausge-
schlossen.

§ 49 Inkrafttreten der Satzung

Diese Satzung tritt am Tage nach der Be-
kanntmachung in Kraft.


